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Verwaltungsjuristen empört über die Geringschätzung  der Beamtinnen und 
Beamten Berlins durch die Senatskoalition 
 

"Die Verzögerung der Umsetzung der Besoldungserhöhung, die nach der 

Koalitionsvereinbarung vom Herbst 2011 im August 2012 erfolgen sollte und nunmehr 

für Oktober 2012 angekündigt wird, belegt erneut die Geringschätzung der beamteten 

Mitarbeiter durch den Senat", erklärt empört die Vorsitzende des Verbandes Berliner 

Verwaltungsjuristen. "Ein nachvollziehbarer Grund für die Verzögerung ist nicht 

ersichtlich. Die für die Anhebung notwendige Gesetzesvorlage hätte rechtzeitig dem 

Abgeordnetenhaus vorgelegt werden können," betont Erika Lanzke.  

 

"Nichtsdestotrotz bleibt die Bezahlung der Verwaltungsjuristen auch nach der 

rückwirkenden Anhebung um zwei Prozent immer noch weit hinter dem Bundes-

durchschnitt zurück. Der Bund und vierzehn Bundesländer zahlen zwischen 130 und 

550 Euro monatlich mehr." 
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